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Vorwort

Diese Untersuchung wurde im Jahr 2018 von der Juristischen Fakultät der
Ludwig-Maximilians-Universität in München als Dissertation angenommen.
Rechtsprechung und Literatur konnten bis Juni 2017 berücksichtigt werden.

Die Arbeit beschäftigt sich mit dem Rechtsinstitut der Geschäftsführung ohne
Auftrag im öffentlichen Recht und damit zugleich den immer komplexer werdenden
Rechtsbeziehungen des Staates zum Bürger und auch zwischen Verwaltungsträgern
bei defizitärer oder unterbliebener Aufgabenerfüllung eines Akteurs. Die Untersu-
chung setzt sich zu diesem Zweck hauptsächlich mit den Bezügen und dem Kon-
kurrenzverhältnis des genannten Rechtsinstituts zu anderen Ausgleichsmechanis-
men auseinander, sei es nun im Hinblick auf interbehördliche Rechtsverhältnisse,
Eingriffsbefugnisse der Behörden in die Rechte von Privatrechtssubjekten oder das
vielgescholtene Staatshaftungsrecht. Mein Anliegen war es nicht nur, dogmatische
und rechtssystematische Anwendungsdefizite des Rechtsinstituts aufzuzeigen,
sondern unter anderem mit der Haftung im verwaltungsrechtlichen Schuldverhältnis
auch Alternativen aufzuzeigen. Auch sollte die Untersuchung großen Praxisbezug
aufweisen, weshalb zahlreiche Fälle vorgestellt und analysiert werden.

Die Arbeit stellt sich gegen den Trend der zunehmenden Fusionierung der öf-
fentlichen und privaten Teilrechtsordnungen. Das öffentliche Recht bedarf der
zahlreichen und dogmatisch häufig zweifelhaften „Leihgaben“ des Zivilrechts
aufgrund fortschreitender eigener Entwicklung und systematischer Erschließung in
immer geringerem Umfang.

Mein Dank gebührt meinem Doktorvater Prof. Dr. Jens Kersten, der mich bereits
als Student im Baurecht unterrichtet und mir auch als Promovend wertvolle Un-
terstützung bei der Konzeptionierung und Ausarbeitung sowie große Freiheit bei der
Themenwahl gewährt hat. Bei ihm sowie bei dem Zweitgutachter Prof. Dr. Ulrich
Becker LL.M. bedanke ich mich weiterhin für die außerordentlich schnelle Begut-
achtung.

Bedanken möchte ich mich auch bei meinen Eltern, die mir als Rechtsanwalt in
der elterlichen Kanzlei während der Ausarbeitung der Dissertation die notwendige
berufliche Freiheit und Unterstützung gegeben haben. Ohne ihre Hilfe wäre diese
Arbeit aufgrund des kaum zu kontrollierenden Zeitaufwands des Rechtsanwalts-
berufs nicht möglich gewesen.

Mein besonderer Dank gebührt meinen Freunden, die mir in dieser arbeitsreichen
Zeit der berufsbegleitenden Promotion beigestanden haben.



Hier seien vor allem Dr. Sebastian Sammet und Dr. Nikolaus Lange erwähnt, die
mir in vielen Diskussionen geholfen haben, meine Gedanken in präziser Struktur zu
Papier zu bringen.

Vielen Dank auch an Kristina Fink, die mir während ihrer Examensvorbereitung
bei den zahllosen Stunden der Recherche inverschiedenenBibliothekenGesellschaft
geleistet hat.

Den Letztgenannten ist die Arbeit gewidmet.

Mainburg, im Oktober 2018 Andreas Kreitmeier
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Einleitung

A. Problemaufriss

Die vollziehende Gewalt in Deutschland ist an Gesetz und Recht gebunden.
Dieser Grundsatz – niedergelegt in Art. 20 III GG – ist im modernen deutschen
Rechtsstaat selbstverständlich. Die Komplexität der zugrundeliegenden Sachver-
halte, die Eilbedürftigkeit derMaßnahmenergreifung, Rechtsanwendungsfehler oder
– im Extremfall – Willkür des behördlichen Entscheidungsträgers führen jedoch
immer wieder zur Verletzung des Rechtsstaatlichkeitsgrundsatzes. Hieraus resultiert
ungesetzliches Handeln mit Bezug zum öffentlichen Recht und weitreichenden
Konsequenzen sowohl für den Bürger, der als Störer, als Begünstigter oder als ei-
geninitiativ Handelnder in Erscheinung tritt, als auch für Träger öffentlicher Ver-
waltung, sei es in aktiver oder passiver Rolle. Die Rechtssetzung der vergangenen
Jahrzehnte hat für die deutsche Rechtsordnung ein beispiellos dichtes Regelungs-
werk geschaffen. Gleichwohl bleibt das systemimmanente Problem, dass es durch
Rechtssetzung noch nie gelang, alle möglichen regelungsbedürftigen Sachverhalte
zu erfassen, wohl auch in Zukunft ungelöst. Dieses Defizit tritt im öffentlichen Recht
deutlicher in Erscheinung als im Privatrecht, was verschiedene Gründe hat. Zunächst
hat das öffentliche Recht auch nach seiner Kodifikation im Verwaltungsverfah-
rensgesetz keinen den Vorschriften im BGB vergleichbaren allgemeinen Teil.
Zweitens führt das in öffentlichrechtlich geprägten Sachverhalten häufig anzutref-
fende Subordinationsverhältnis vor allem aufgrund der mit Verfassungsrang aus-
gestatteten Grundsätze von Gesetzesvorrang und –vorbehalt zu Legitimationslücken
bei einer der privatrechtlichen Rechtsprechungspraxis vergleichbar extensiven
analogen Anwendung von Rechtsnormen1. Die vergangenen Jahrzehnte haben ge-
zeigt, dass Rechtsprechung und Literatur zur Schließung solcher Lücken kein an-
deres Mittel als die entsprechende Anwendung und Weiterentwicklung zivilrecht-
licher Normen und Rechtsinstitute gefunden haben, sei es im Fall des Grundsatzes
von Treu und Glauben2, der Entwicklung eines originär öffentlichrechtlichen Er-
stattungsanspruches in Anlehnung an das privatrechtliche Bereicherungsrecht3, der
Schaffung des allgemeinen verwaltungsrechtlichen Schuldverhältnisses4 oder die
von Teilen der Literatur stets kritisierte Anerkennung der Geschäftsführung ohne

1 FS-Rittner / Bullinger, S. 76 f.; Detterbeck, Allgemeines Verwaltungsrecht, S. 508;
Fleischfresser, VR 1988, 305 (306).

2 BVerwG, Urteil vom 18.12.1973 – I C 34.72 –, juris.
3 BVerwG, Urteil vom 18.01.2001–3 C 7/00 –, juris Rn. 16.
4 Ehlers, AllgVerwR / Grzeszick, § 46 Rn. 18.



Auftrag im öffentlichen Recht5. Letzterer wurde unter anderem entgegengehalten,
sie existiere im öffentlichen Recht schlicht nicht,6 sei zum Ausgleich von Vermö-
gensverschiebungen mit öffentlichrechtlichem Bezug nicht erforderlich7, habe keine
Existenzberechtigung8, sei ein rechtsdogmatischer Trümmerhaufen9 oder sei ent-
behrlich und im Rückbau begriffen10. Die Rechtsprechung blieb hiervon jahrzehn-
telang weitgehend unbeeindruckt11. Allzu extensive Anwendung des Rechtsinstituts
durch die Instanzrechtsprechung musste von den Rechtsmittelinstanzen in jüngerer
Zeit jedoch mit teils drastischer Argumentation eingedämmt werden12. Der An-
wendungsbereich der Geschäftsführung ohne Auftrag im öffentlichen Recht hat sich
gleichwohl verlagert. Unverändert finden sich vor allem Fälle, die den Ausgleich
oder die Rückabwicklung von Vermögensverschiebungen betreffen. Hiervon sind
Fallgruppen mit Bezug zum Zweiten Weltkrieg mittlerweile durch Zeitablauf be-
deutungslos geworden13. Stattdessen wird nun eine Anwendung auf die zunehmende
Zahl der Fälle im Ausland entführter und durch staatliche Lösegeldzahlungen be-
freiter Deutscher diskutiert14. Von aktueller Relevanz sind die in der Verwaltungs-
rechtsprechung zahlreichen Fälle tierärztlich behandelter Fundtiere15 oder Sach-
verhalte, in denen Leistungen mit Bezug zum staatlichen Schulwesen erbracht
werden16. Aus Sicht der Wissenschaft stellt sich zunehmend die Frage, ob zivil-
rechtliche Rechtsinstitute aufgrund der zunehmenden Konvergenz der öffentlichen
und privaten Teilrechtsordnung in Zukunft auch im öffentlichen Recht ohne be-
sonderen Herleitungssatz im öffentlichen Recht angewendet werden können. Im
Gegensatz zur Geschäftsführung ohne Auftrag im öffentlichen Recht, der oft nur

5 BVerwG, Urteil vom 06.09.1988–4 C 5/86 –, juris; Kischel, VerwArch 1999, S. 394 ff.;
Wollschläger, Geschäftsführung ohne Auftrag, S. 9 f.

6 Kischel, VerwArch 1999, S. 394.
7 Knapp, Geschäftsführung ohne Auftrag, S. 191.
8 Wollschläger, Geschäftsführung ohne Auftrag, S. 95.
9 Schoch, Die Verwaltung 2005, 91 (109).
10 Thole, NJW 2010, 1243 (1245).
11 Berger, DÖV 2014, 662 (663).
12 BVerfG, Beschluss vom 30.06.2011–1 BvR 367/11 –, juris Rn. 10 ff.
13 So beispielsweise zur Kriegsopferfürsorge BVerwG, Urteil vom 17.05.1972 – V C

43.72 –, juris, zur Verschollenenrente BGH, Urteil vom 20.11.1958 – VII ZR 47/58 –, juris.
14 VG Berlin, Urteil vom 04.04.2006–14 A 12.04 –, juris;Dahm, NVwZ 2005, 172 (174);

Geiß, DÖV 2007, 155 (155); Hanschel, ZaöRV 2006, 789 (811).
15 VGMünchen, Urteil vom 16.04.2015 –M 10 K 14.5633 –, juris; VGGießen, Urteil vom

30.05.1994–7 E 358/92 –, juris; VG Gießen, Urteil vom 05.09.2001–10 E 2160/01 –, juris;
OVG Greifswald, Urteil vom 12.01.2011–3 L 272/06 –, juris; OVG Münster, Beschluss vom
06.03.1996–13 A 638/95 –, juris; VG Regensburg, Urteil vom 05.08.2014 – RO 4 K
13.1231 –, juris; OVG Lüneburg, Urteil vom 23.04.2012–11 LB 267/11 –, juris; Glasmacher,
JURA 2014, 526 (532).

16 VG Köln, Gerichtsbescheid vom 21.01.2015–10 K 679/14 –, juris; VG Stade, Urteil
vom 27.03.2015–3 A 1171/13 –, juris; VG Stade, Urteil vom 10.08.2015–4 A 3578/13 –,
juris; OVG Koblenz, Urteil vom 13.12.2010–2 A 11003/10 –, juris.
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geringe Bedeutung zugeschrieben wird17, hat sich der allgemeine öffentlichrechtli-
che Erstattungsanspruch in Literatur undRechtsprechung als das allgemeine originär
öffentlichrechtliche Rechtsinstitut zur Rückabwicklung von rechtsgrundlosen Ver-
mögensverschiebungenmit hoheitlichemBezug herausgebildet18. In dieser Funktion
konkurriert der Erstattungsanspruch jedoch nicht nur mit der Geschäftsführung ohne
Auftrag, sondern auch noch mit den an Bedeutung gewinnenden Schadensersatz-
ansprüchen aus dem besonderen verwaltungsrechtlichen Schuldverhältnis19 sowie
mit dem Amtshaftungsanspruch nach § 839 BGB in Verbindung mit Art. 34 GG.
Gegenstand dieser Arbeit ist die Frage, ob der Geschäftsführung ohne Auftrag im
öffentlichen Recht neben den genannten Ausgleichssystemen weiterhin ein eigen-
ständiger Anwendungsbereich zu eröffnen oder ob sie stattdessen zu ersetzen oder
ersatzlos zu streichen ist.

B. Gang der Darstellung

Die Untersuchung erfolgt zweigliedrig. Diese Arbeit zielt im Schwerpunkt darauf
ab, das bestehende Konkurrenzverhältnis zwischen der Geschäftsführung ohne
Auftrag mit Bezug zum öffentlichen Recht auf der einen Seite und dem öffent-
lichrechtlichen Erstattungsanspruch, den Ausgleichsmechanismen im verwal-
tungsrechtlichen Schuldverhältnis sowie demAmtshaftungsanspruch andererseits zu
beleuchten. Nur durch eine Verortung der Geschäftsführung ohne Auftrag im System
der öffentlichrechtlichen Ersatzleistungen kann bestimmt werden, welcher An-
wendungsbereich und welche Funktion für dieses Rechtsinstitut verbleibt. In Ka-
pitel 1 werden zunächst die genannten Rechtsinstitute im Hinblick auf Herkunft,
Tatbestand, Rechtsfolgen und ihre geschichtliche Entwicklung analysiert. Darstel-
lungen zur Geschichte erfolgen nur insoweit, als sie die Auseinandersetzungmit dem
genannten Konkurrenzverhältnis fördern. Nachdem die Rechtsinstitute in ihrer
Bedeutung ausreichend erfasst sind, erfolgt in Kapitel 2 zunächst eine kritische
Bestandsaufnahme des aktuellen Konkurrenz- und Anwendungsregimes insbeson-
dere anhand der Unzulänglichkeiten der Anwendung der Geschäftsführung ohne
Auftrag mit Bezug zum öffentlichen Recht in Dogmatik und praktischer Anwen-
dung. Im Anschluss wird eine eigene Konzeption öffentlichrechtlicher Aus-
gleichsmechanismen zur Substitution der Geschäftsführung ohne Auftrag bei Bezug
zum öffentlichen Recht vorgestellt. Besonderes Augenmerk kommt dem vorlie-
genden Fallmaterial aus der Rechtsprechung zu. Von den genannten Rechtsinstituten

17 Blas, Geschäftsführung ohne Auftrag, S. 1; Fleischfresser, VR 1988, 305 (306).
18 BVerwG, Urteil vom 06.09.1988–4 C 5/86 –, juris; Bull/Mehde, Allgemeines Ver-

waltungsrecht, S. 145 f.; Durner, JuS 2005, 900 (901); Ossenbühl, NVwZ 1991, 513; Stelkens,
Verwaltungsprivatrecht, S. 586 f.; Windthorst, JuS 1996, 894 (895).

19 VG Dresden, Urteil vom 29.10.2015–5 K 2394/14 –, juris Rn. 29 ff.; VGH Mannheim,
Urteil vom 16.08.2002–8 S 455/02 –, juris Rn. 22 ff.;Maurer, Allgemeines Verwaltungsrecht,
S. 787 ff.; GVwR III /Morlok, § 54 Rn. 83 ff.;Windthorst / Sproll, Staatshaftungsrecht, S. 31 ff.
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